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Lüneburgs Jungsozialisten (Jusos) fordern einen Beauf­tragten gegen Rechtsextremis­mus für Stadt und Landkreis. Untermauert wird die Forde­rung durch eine Studie des Kri­minologischen Instituts Nie­dersachsen (KFN) aus dem vergangenen Jahr, wonach 14,4 Prozent der Jugendlichen als „sehr ausländerfeindlich" einzustufen sind. SPD und Ge­werkschaften unterstützen den Antrag im Grundsatz, se­hen aber wenig Chancen für die Umsetzung. 
20 604 Neuntklässlern aller Schulformen wurden vom KFN in der Studie befragt. Aussa­gen wie „Die meisten Aus­länder sind kri­minell" fanden hohe Zustim­mung. Für die Lüneburger Ju­sos ist damit klar: Rechtsex­tremismus ist in der Mitte der Gesellschaft angekommen. „Die Präsenz von Rechtsextremismus nimmt spürbar zu, ob in der Schule oder auf offener Straße. Dem müssen wir aktiv entge­genwirken", sagt Juso-Vorsit­zende Eva Köhler. 
Der geforderte Beauftragte soll nach ihrer Auffassung An­sprechpartner für die Verwal­tungen von Stadt und Kreis, Jugend- und Sozialeinrichtun­gen, Schulen, Polizei und die Bürger sein. Bestehende Akti­vitäten gegen Rechtsextremis­mus soll der Beauftragte bes­servernetzen. 
Unterstützung gibt es vom Deutschen Gewerkschafts­bund (DGB). Hartwig Erb, Vor­sitzender des DGB Nord-Ost Niedersachsen, sagt: „Das wä­re ein großer Schritt zu mehr Öffentlichkeit bei der Ausein­andersetzung mit Rechtsextre­mismus." 
So eine Stelle würde nach ersten Kalkulationen der Lü­neburger Stadtverwaltung zwischen 30 000 und 40 000 

eine Querschnittsaufgabe - wir machen uns alle stark gegen Rechtsextremismus", sagt Stadtsprecherin Suzanne Mo-enck. 
Aufgrund der hohen Kosten sieht SPD-Kreistagsfraktion­schef Franz-Josef Kamp wenig Chancen für die Einrichtung einer neuen Stelle: „Der Land­kreis wird finanziell nicht in der Lage sein, eine solche Stel­le zu schaffen. Das könnte nur jemand zusätzlich zu seinen Pflichten übernehmen." 
Grundsätzlich steht die SPD-Kreistagsfraktion hinter dem Juso-Antrag. Kamp verweist in diesem Zusammenhang auf das Land und fordert die Wiedereinfüh­rung der Landeszentrale für politische Bildung, die von der CDU-FDP-Regierung Ende 2004 aus Kostengründen ab­geschafft worden war. 
Im niedersächsischen Kul­tusministerium gibt es laut Mi­nisteriumssprecherin Susanne Strätz bereits einen Koordina­tor für Jugend und politische Bildung, der auch beim Thema Rechtsradikalismus aktiv wird. Zum Beispiel, wenn an Schulen ent­sprechende Pu­blikationen In Umlauf sind. Bei internen Problemen an Schulen ist der Koordinator aber nicht zu­ständig. „Dann wird über Vertrauenslehrer aber auch die Schulleitung ge­prüft", sagt Strätz. Sind Lehrer verwickelt, kann ein Diszipli­narverfahren oder Strafver­fahren eingeleitet werden. 
Darüber hinaus gibt es in Niedersachsen wie auch in vie­len anderen Bundesländern ei­ne Landeskoordinationsstelle gegen Rechtsextremismus. Mitarbeiter Marc Coester: „Wir arbeiten eng mit Initiati­ven und dem Verfassungs­schutz zusammen, jeder kann sich kostenlos, schnell und un­bürokratisch an uns wenden." Das betrifft nicht nur Opfer von Rechtsextremismus, sondern auch die Verwaltungen. „Wir sind landes- und bundesweit vernetzt. Die Kommunen müs­sen keinen eigenen Beauftrag­ten einsetzen", sagt Coester. 
In Mecklenburg-Vorpom­mern wurden inzwischen 60 sogenannte „kommunale Prä­ventionsräte" eingesetzt. Sie kümmern sich auch um die Verhinderung rechtsextremis­tischer Straftaten. 
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